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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.02.1996 

Geschäftszahl 

93/15/0194 

Rechtssatz 

Zur Annahme eines Verkürzungsvorsatzes reicht die Tatsache, daß Geschäftsvorgänge nicht in die Buchhaltung 
aufgenommen wurden oder Mängel der Aufzeichnungen festzustellen waren, nicht aus. Es bedarf vielmehr der 
Feststellung, welche finanzstrafrechtlich zu verantwortenden Vorgänge zu den festgestellten 
Abgabenverkürzungen geführt haben. 


